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B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der  

Bezirksregierung 
 

48 Gebietsänderung zwischen der Stadt  
Geldern und der Gemeinde Issum 

 
Bezirksregierung 
31.01.01-Gebietsänder 

 
Düsseldorf, den 6. Februar 2013 

 

Gebietsänderungsverfügung 
 
 
Aufgrund der §§ 17 Abs. 1 und 19 Abs. 3 und 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S.666 / 
SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW S. 
474), in Kraft getreten am 31. Oktober 2012 verfü-
ge ich nachfolgende Gebietsänderung: 
 
 
 

 
1. 

 
(1) Aus dem Gemeindegebiet der kreisangehörigen 
Stadt Geldern wird eine Fläche von insgesamt 
2.305 m² ausgegliedert und in das Gemeindegebiet 
der kreisangehörigen Gemeinde Issum eingeglie-
dert. Die nachfolgenden Grundstücke werden von 
der Gebietsänderung erfasst: 
 
 
Gemarkung Geldern-Kapellen, Flur 20 
Flurstück-Nr.  187, 188, 189 und 190 
 
Gemarkung Geldern-Kapellen, Flur 21 
Flurstück-Nr.  2, 147, 187 und 188 
 
Gemarkung Geldern-Kapellen, Flur 22 
Flurstück-Nr.  60 und 160 
 
(2) Aus dem Gemeindegebiet der kreisangehörigen 
Gemeinde Issum wird eine Fläche von insgesamt 
64 m² ausgegliedert und in das Gemeindegebiet der 
kreisangehörigen Stadt Geldern eingegliedert. Die 
nachfolgenden Grundstücke werden von der Ge-
bietsänderung erfasst:  
Gemarkung Issum, Flur 28 
Flurstück-Nr. 344 
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2. 

 
Gemäß § 19 Abs. 4 GO NRW wird der Gebietsän-
derungsvertrag zwischen der Stadt Geldern und der 
Gemeinde Issum vom 17.10.2012/31.10.2012 hier-
mit bestätigt. 
 
 

3. 
 
Diese Verfügung wird am 01. Juni  2013 wirksam. 
 
Im Auftrag  
Liehr    
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 61 

 

 

49 Antrag der Firma Convent Spedition 
 GmbH, Emmerich auf Erteilung einer 
 Genehmigung nach § 4 des Bundes-
 Immissionsschutzgesetz 
 
Bezirksregierung 
53.01-100-53.0168/12/0835.1 

 
Düsseldorf, den 6. Februar 2013 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Antrag der Firma Convent Spedition GmbH, 
Duisburger Str. 80, 46446 Emmerich, gemäß § 4 
BImSchG zur Errichtung und Betrieb einer 
Lageranlage von Gefahrstoffen in Gebinden (Nr. 
0935.1 der 4. BImSchV) auf dem Gelände An 
der Schleuse 14, 46446 Emmerich  
 
Auf der Grundlage von § 10 Abs. 3 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i. V. mit §§ 8 
und 9 der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BIm-
SchV) wird Folgendes bekannt gegeben: 
 
Die Firma Convent Spedition GmbH beantragt die 
Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Lage-
rung von Gefahrstoffen in Gebinden mit der max. 
Lagerkapazität von 2.400t, davon 500t Giftstoffe.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung gemäß §§ 4, 6 BImSchG in Verbindung mit 
Nr. 9.35 Spalte 1 der 4. BImSchV, da es sich hier 
um eine der dort genannten Anlage zur Lagerung 
von über 200 Tonnen giftigen Stoffen handelt. 
Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom 
28.02.2013 bis einschließlich 28.03.2013 an fol-
genden Stellen zur Einsicht aus: 

 
Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 240a, Ceci-
lienallee 2, 40474 Düsseldorf 
Montag bis Donnerstag  von 08.00 bis 12.00 Uhr 
und  von 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag  von 08.00 bis 14.00 Uhr 
 
Stadtverwaltung Emmerich am Rhein, Rathaus, 
Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein, 2. OG, 
Altbau, Zimmer 214 
Montag bis Freitag  von 08.30 bis 12.15 Uhr 
Montag bis Mittwoch  von 14.00 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag  von 14.00 bis 18.00 Uhr 
 
Eine Einsichtnahme außerhalb der oben genannten 
Zeiten ist nur nach Absprache mit den jeweiligen 
Verwaltungsstellen möglich.  
 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben kön-
nen gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG und § 12 der 9. 
BImSchV schriftlich bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf oder bei den übrigen Auslegungsstellen 
innerhalb der Einwendungsfrist vom 28.03.2013 
bis 11.04.2013 vorgebracht werden. 
 
Mit Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen. Einwendun-
gen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen, sind vor den ordentlichen Gerichten gel-
tend zu machen (§ 10 Abs. 3 BImSchG). 
 
Gemäß § 3a Abs. 2 des VwVfG NRW sind Ein-
wendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur 
zulässig, wenn sie mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes 
versehen sind. Eine Signierung mit einem Pseudo-
nym ist nicht zulässig. Die Bezirksregierung Düs-
seldorf hat hierzu eine elektronische Zugangsmög-
lichkeit über ein elektronisches Gerichts- und Ver-
waltungspostfach eröffnet. Wegen der diesbezügli-
chen Zugangsvoraussetzungen wird auf die Inter-
netveröffentlichung unter 
www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwie-
sen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Erhebung 
einer Einwendung durch „einfache“ E-Mail nicht 
der erforderlichen Form genügt und auch keine 
Berücksichtigung finden kann. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen 
von Einwendern, die nicht schriftlich erhoben wur-
den bzw. deren Namen oder Adressen unleserlich 
sind, nicht berücksichtigt werden können. Darüber 
hinaus müssen die Einwendungen erkennen lassen, 
wieso das Vorhaben für unzulässig gehalten wird 
und in welcher Weise die Genehmigungsbehörde 
bestimmte Belange in ihre Prüfung einbeziehen 
soll. Bei Nachbareinwendungen muss darüber hin-
aus zumindest das als gefährdet angesehene 
Rechtsgut (z. B. Leib, Leben und Gesundheit oder 
Eigentum) angegeben werden. 
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Es wird ferner darauf hingewiesen, dass die Ein-
wendungen an den Antragsteller sowie die beteilig-
ten Behörden zur Stellungnahme weitergeleitet 
werden. Auf Verlangen des Einwenders werden 
Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit 
die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der 
Einwendung erforderlich sind. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Einwendungen), gilt derje-
nige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner, der darin mit seinem Namen und seiner 
Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er 
nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt wor-
den ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person 
sein. Gleichförmige Einwendungen, die die oben 
genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder 
mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, 
können unberücksichtigt bleiben. Gleiches gilt, 
wenn der Vertreter keine natürliche Person ist. 
 
Von der Durchführung eines Erörterungstermins 
wird nach § 16 Abs. 1 der 9. BImSchV abgesehen, 
wenn 
1. Einwendungen gegen das Vorhaben nicht 
 oder nicht rechtzeitig erhoben worden 
 sind, 
2. die rechtzeitig erhobenen Einwendungen 
 zurückgenommen worden sind, 
3. ausschließlich Einwendungen erhoben 
 worden sind, die auf besonderen privat
 rechtlichen Titeln beruhen oder 
4. die erhobenen Einwendungen nach der 
 Einschätzung der Behörde keiner Erörte-
 rung bedürfen. 
 
Der Wegfall des Erörterungstermins nach § 16 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3 der 9. BImSchV tritt von Rechts we-
gen ein. Die Entscheidung i. S. v. § 16 Abs. 1 Nr. 4 
der 9. BImSchV trifft die Genehmigungsbehörde 
im Rahmen einer Ermessensentscheidung nach § 10 
Abs. 6 BImSchG und § 12 Abs. 1 Satz 2 der 9. 
BImSchV. 
 
Sollte ein Erörterungstermin aus den genannten 
Gründen nicht durchgeführt werden, werden dies 
und die insoweit ggf. erforderliche Ermessensent-
scheidung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Sofern die Genehmigungsbehörde einen Erörte-
rungstermin durchführt, findet die Erörterung der 
rechtzeitig gegen das Vorhaben vorgebrachten 
Einwendungen mit dem Antragsteller und denjeni-
gen, die Einwendungen erhoben haben, am Mitt-
woch, den 08.05.2013 ab 10.00 Uhr im Ratssaal 
der Stadtverwaltung Emmerich am Rhein, Rat-
haus, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein, 
Zimmer 102 statt. Zum Erörterungstermin wird 
nicht gesondert eingeladen. 
 

Die Erörterung der Einwendungen ist öffentlich (§ 
18 der 9. BImSchV). 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am 09.05.2013 wei-
tergeführt. Der Termin für die Weiterführung der 
Erörterung wird jeweils bei Unterbrechung der 
Erörterung an dem Tag, an dem diese nicht abge-
schlossen werden kann, den Teilnehmern mitgeteilt. 
Eine weitere besondere Bekanntmachung erfolgt 
nicht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht 
erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden. 
 
Durch Einsichtnahme in die Antragsunterlagen und 
Teilnahme am Erörterungstermin entstehende Kos-
ten können nicht erstattet werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen gegen das immissionsschutzrechtliche Vor-
haben kann gemäß § 10 Abs. 4 Nr. 4 BImSchG 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Im Auftrag 
Hasebrink 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 62 

 

 

 

C. Rechtsvorschriften  
und Bekanntmachungen anderer 

 Behörden und Dienststellen 
 

 

50 Wirtschaftsplan und Bekanntma-
chung des Wirtschaftsplans der       
IT-Kooperation Rheinland für das 
Jahr 2013 

 
1. Wirtschaftsplan 
Nach § 18 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. 
NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), in Verbin-
dung mit § 107 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474), sowie nach 
§ 14 der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) vom 16. No-
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vember 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15) 
zuletzt geändert durch VO vom 13. August 2012 
(GV. NRW. S. 296), und §§ 5 Abs. 2, 12 Abs. 1 der 
Verbandssatzung des Zweckverbandes „IT-
Kooperation Rheinland“ hat die Verbandsversamm-
lung am 18. Dezember 2012 folgenden Wirt-
schaftsplan beschlossen: 
 

§ 1 
 

Für das Wirtschaftsjahr 2013 werden 
 

im Erfolgsplan die Erträge auf 40.099.200 € 

 die Aufwendungen 
auf 

40.099.200 € 

im Vermögensplan die Einnahmen auf 5.081.900 € 

 die Ausgaben auf 5.081.900 € 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
Die im Erfolgsplan veranschlagten Einzelansätze 
sind gegenseitig deckungsfähig. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im 
Wirtschaftsplan 2013 zur Finanzierung von Ausga-
ben im Vermögensplan vorgesehen sind, wird auf 
1.776.400 € festgesetzt. 
 

§ 4 
Ein Kassenkredit zur kurzfristigen Zwischenfinan-
zierung der Handelsware, der Entwicklungs- und 
Innovationsleistungen und der Neuinvestitionen 
wird in Höhe von bis zu 3.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
Eine Verbandsumlage wird nicht veranschlagt. 
 
 
2. Bekanntmachung des Wirtschaftsplans 
Der vorstehende Wirtschaftsplan für das Wirt-
schaftjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. Der Wirtschaftsplan ist gemäß § 18 GkG 
i.V.m. § 80 Abs. 5 GO der Bezirksregierung Düs-
seldorf als Aufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
19.12.2012 angezeigt worden. 
 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieses Wirt-
schaftsplans nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder An-
 zeige fehlt, 
b) dieser Wirtschaftsplan ist nicht ordnungsgemäß 
 öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Verbandsvorsteher hat den Verbandsver-
 sammlungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
 über dem Zweckverband IT-Kooperation 
 Rheinland vorher gerügt und dabei die verletz-
 te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
 net worden, die den Mangel ergibt. 
 
Neuss, den 6. Februar 2013  
 
Der Vorsitzende der Verbandsversammlung 
Hans-Jürgen Petrauschke 
Landrat 

 

 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 63 

 

51 Bekanntmachung der Feststellung des 
Jahresabschlusses 2011 der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung RVR 
Route der Industriekultur des Regio-
nalverbandes Ruhr 
 

 
Gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
von Art. 16 Ges. vom 16.11.2004 (GV. NRW. 
S.644) wird die Feststellung des Jahresabschlusses 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR Route 
der Industriekultur für das Wirtschaftsjahr 2011 wie 
folgt bekannt gemacht: 
 
1. Feststellung durch die Verbandsversamm-
lung  
 
Die Verbandsversammlung hat am 17. Dezember 
2012 den Lagebericht und den Jahresabschluss zum 
31.12.2011 der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
RVR Route der Industriekultur 
 
- mit einer Bilanzsumme von 3.763.216,90 € 
- mit einem Eigenkapital von 35.457,27 € 
- mit einem Verlustausgleich von 1.407.548,61 €, 
 einem Investitionskostenzuschuss von  
 324.855,10 € durch den RVR 
 
festgestellt.  
 
2. Abschließender Vermerk der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetz-
licher Abschlussprüfer des Betriebes  
RVR - Route der Industriekultur. Zur Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2011 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Essen, bedient.  
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Diese hat mit Datum vom 31.08.2012 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt.  
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Ergebnis- und Finanzrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung RVR - Route der Industriekultur, Essen, 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2011 bis zum 
31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den Vorschriften der Gemeindeordnung 
NRW und der Gemeindehaushaltsverordnung NRW 
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
106 Abs. 1 GO NRW und § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist 
die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-

lichen Einrichtung und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft BDO AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft ausgewertet und eine Analyse 
anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist 
aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 02. Januar 2013 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Helga Giesen 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das 
Wirtschaftsjahr 2011 werden bis zur Feststellung 
des Jahresabschlusses 2012 im Gebäude des RVR 
Route der Industriekultur, Gutenbergstr. 47, 45128 
Essen, Zimmer Nr. 226 während der Dienststunden 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Essen, den 31. Januar 2013 
 
Karola Geiß-Netthöfel 
Regionaldirektorin 
Regionalverband Ruhr 

 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 64 

 

52 Bekanntmachung der Feststellung des 
Jahresabschlusses 2011 der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung RVR 
Ruhr Grün des Regionalverbandes 
Ruhr 

                   
 
Gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
von Art. 16 Ges. vom 16.11.2004 (GV. NRW. 
S.644, 671, ber. 2005 S. 15) wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung RVR Ruhr Grün für das Wirtschafts-
jahr 2011 wie folgt bekannt gemacht: 
 
1. Feststellung durch die Verbandsversamm-

lung 
 
Die Verbandsversammlung hat in der Sitzung am 
17. Dezember 2012 den Lagebericht und den Jah-
resabschluss zum 31.12.2011 der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung RVR Ruhr Grün 
 
- mit einer Bilanzsumme von 24.298.837,56 € 



 66 

- mit einem Eigenkapital von 6.784.808,22 € 
- mit einem Verlustausgleich von 10.555.333,77 € 
 und einem Zuschuss in das eigene Vermögen 
 RVR Ruhr Grün von 208.023,97 € durch den 
 RVR 
- und einem Jahresüberschuss von 600.244,32 € 
 
festgestellt.  
 
2. Abschließender Vermerk der Gemeindeprü-
fungsanstalt Nordrhein-Westfalen: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetz-
licher Abschlussprüfer des Betriebes RVR Ruhr 
Grün. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2011 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Märkische Revision GmbH, 
Essen, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 01.08.2012 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt. 
 
"Wir haben den Jahresabschluss für das Haushalts-
jahr 2011 nach der Gemeindeordnung NRW und 
der Gemeindehaushaltsverordnung NRW – beste-
hend aus Bilanz, Ergebnisrechnung, Finanzrech-
nung, Teilrechnungen sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr 
Grün, Essen, für das zum 31. Dezember 2011 en-
dende Haushaltsjahr geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den Vorschriften der Gemeindeordnung 
NRW und der Gemeindehaushaltsverordnung NRW 
sowie den ergänzenden Regelungen der Satzung 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, der Inventur, des 
Inventars und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §§ 
101 ff. GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer in Deutschland (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. 
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Ein-
richtung sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 

werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Inventar, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr Grün, 
Essen. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Einrichtung und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar." 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Märkische Revision 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist 
aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich.  
 
Herne, den 18. Januar 2013 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Helga Giesen 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das 
Wirtschaftsjahr 2011 werden bis zur Feststellung 
des folgenden Jahresabschlusses im Gebäude des 
Regionalverbandes Ruhr, Gutenbergstraße 47, 
45128 Essen, Zimmer Nr. 303, während der Dienst-
stunden zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Essen, den 1. Februar 2013 
 
Karola Geiß-Netthöfel 
Regionaldirektorin 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft erteilt Frau Feil, Tel: 0211-475-2644 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
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